
Vortrag zum Kompotermin 17.3.23

Folie 1

Wir, die LAG  (Landesarbeitsgmeinschaft) Ökolgoische Plattform in der 
LINKE Baden-Württemberg

hier sind

- Menschen organisiert, die sich besonders mit den Themen Umwelt- und 

Klimaschutz, Mobilität und Energie beschäftigen.

- regelmäßige Treffen und politische Bildungsmaßnahmen

- Beteiligung  an programmatischen Debatten im Landesverband der 

LINKEN.

- sorgt für sozial-ökologisches Profil in der LINKE

- keine Strömung

Definition Wohlstand über Wohl der Weltmarktführer

In Baden-Württemberg residieren zahlreiche am Weltmarkt führende 

Unternehmen. Bisher definiert sich Wohlstand bei der Mehrheit der 

Menschen über das Wachstum dieser Firmen. Um ein gutes Leben für alle zu

ermöglichen und die weitere Zerstörung unserer Umwelt und die 

Erderwärmung zu bremsen, wollen wir diese Wirtschaft zu einem System 

ohne Wachstumszwang entwickeln.

Sprecher  

Matthias Böhringer  

Sprecherrat:

Karin Binder, Marina Ertel, Michael Schwarz, Reinhard Muth, Wolfgang 

Kämmerer

Zeitschrift: Tarantel

Schriften: Beiträge zur Umeltpolitik. Spezifische Fragen
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Folie 2
Seit 2020 Arbeit am Konzept.  
Sozial gerechte und ökologische Regionalplanung mit dezentraler Wirtschaft
und Bildung, rechtlicher und finanzieller Lenkung
Antragsform bei LPT 2020 eingebracht, dort zurückgestellt
ergänzt zum LPT 2021 mit Abschnitt 7.2 zur EU

Basis dieses Antrags: Alternative Regionalpolitik (Aus isw 120 Roland 
Charles Pauli BOOMSTÄDTE und Schrumpfregionen - Das 
Auseinanderdriften der Regionen und das Versagen der Regionalpolitik in 
der Eurozone) und Antrag Z11 Landesparteitag der LINKEN von Matthias 
Böhringer.

Z11: Als Ergänzung 10 Punkte Programm des Landesvorstands zum soz.-
ökol. Aufbruch in Ba-Wü:

denn: Baden-Württemberg praktiziert eine Raumplanung, die weder sozial 
noch ökologisch ist. Wir brauchen eine gerechte Raumplanung, die nicht 
noch mehr Kapital und Wirtschaft im Südwesten konzentriert. 

Im Oktober 2021 dann beschlossen, bzw von Sahra Mirow nach Vorstellung 
des Antrags angesagt:  Das Konzept wird als wichtige Grundlage in den 
Landesvorstand übernommen

Weitere Arbeit, dass dies verinnerlicht wird:

Herbst 2022: Das 11-seitige Papier in übersichtlicher und verkürzter Form 
beim Bundesausschuss der LINKE eingereicht (G10).
Die Liste der Forderungen wurde als Orienterungslinie der politischen Arbeit
in der LINKE
angenommen.

→Inhalte  kommen noch

Darin auch Verweis auf das nun bei der Ökologischen  Plattform 
(Bundesseite) hinterlegten Konzepts, dort unter dem Titel 

Grundlinien einer solidarischen linken Regionalpolitik durch 
Investitionslenkung

Denn  es gibt für die unzureichende Bilanz der herkömmlichen 

Regionalpolitik drei Ursachen:
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1. vor allem die Marktkonformität der Regionalpolitik und die verfehlte 

Konzeption einer wettbewerbsorientierten Kommunal- und 

Regionalpolitik. 

2. die staatliche Sparpolitik, 

3. den damit zusammenhängenden Rückzug des Staates aus der 

Daseinsvorsorge. 

Es wurde auf dem Bundesparteitag vorgestellt, dort allerdings nicht 

angenommen.

Folie 3:

Selbstverständnis in Baden-Württemberg

Das Raumordnungsgesetz sieht eine Herstellung ausgeglichener 
Verhältnisse in der Bundesrepublik vor. 
Land mit Landesregierung an der Spitze betreibt aber eine eine egoistische, 
selbstbeweihräuchernde Wirtschaftspolitik.
So wie auch auf dieser Folie wo die Region Stuttgart sich mit ihrer 
Wirtschaftskraft so bedeutend wie 10 Bundesländer oder 135 Staaten dieses 
Planeten sieht. 
Das sollte aus raumplanerischer Sicht ein Argument sein, dass Baden-
Württemberg auch mal abgeben kann.
Übersehen wird  dass andere Regionen mit Einwohnern ausgeblutet werden 
und nichts hinkommt.

Baden-Württemberg kriegt den Hals nicht voll, will immer mehr 
Leuchttürme, wachsende Wirtschaftscluster. Will Spitze sein, wo es an der 
Spitze keinen Platz für andere Regionen gibt. Es wird auch vom 
Wirtschaftsministerium forciert, dass hier ins Ländle immer mehr 
Wertschöpfung hinkommt, die man hier nicht braucht. 

Folie 4
Das zeigt Folie 2 mit dem vom Wirtschaftsministerium 2021 
ausgeschriebenen KI-Park, der nun mit Finanzspritze von des Milliardärs 
Stiftung, der Herr Schwarz (LIDL) nach Heilbronn auf bestes Ackerland ging.
Internationale Firmen anziehen, gesamte Wertschöpfungskette der 
künstlichen Intelligenz soll im Land liegen.
!Man braucht die Wertschöpfung in anderen Regionen Deutschlands und 
Europas, das wäre Solidarität.

Seite 3



Unter „Strahlkraft“ und Weltklasseinnovationspark geht es nicht. Man saugt 
den 
Glaubenssatz der Neoliberalen auf, nur wer im globalen Wettrennen vorne 
ist, wird in Zukunft noch in Wohlstand leben können. Das heißt im 
Umkehrschluss, dass die Mehrheit nicht im Wohlstand leben wird, weil nur 
einer vorne sein kann.

Folie 5
Damit ja kein Unternehmen an Baden-Württemberg vorbeigeht => im Mai 22 
die Ansiedlungsstrategie vorgestellt.

Ministerpräsident Kretschmann setzte mit seiner Wirtschaftsministerin die 
Landesagentur International zu Ermittlung weiterer Grundstücke für große 
Player an. 
! Binnen 48 Stunden. Anbiederung mit Schnelligkeit, Behandlung innerhalb 
Landesregierung (schaut die auf die Verträglichkeit?)
Man will einfach nichts anderen Regionen übrig lassen, obwohl es hier mehr 
als genug Wirtschaft und Fachkräftemangel gibt. Das  sind krankhafte 
Verlustängste, eine Sucht.

Was entsteht ist ein Industrie- und Siedlungsbrei, der schon am Fuß der 
Schwäbischen Alb beginnt und über Stuttgart weiter bis Ludwigsburg/ 
Bietigheim geht. Ebenso kommt es in den Regionen Heilbronn, Rhein-
Neckar, Karlsruhe, Freiburg und Reutlingen/ Tübingen zu ungesunder 
Clusterbildung. Das ist kein schöner Land mehr.

Folie 6
So wie auf diesen Bildern werden Landesweit Äcker geschoben, Bäume 
gefällt.
In der Praxis keine Raumordnung, die Landesregierung läßt den Flächenfraß 
mit Laissez-faire laufen, keine Ansagen an Behörden zum Nachhaltigen 
Umgang mit den Bodenressourcen. Ziele und Verpflichtungen verfehlt.

Kommunen fühlen sich genötigt, zwecks Lückenfüllung im Haushalt  gute 
Böden für Gewerbe zu verheizen. Da wird Tafelsilber (die Böden) 
verscherbelt.

Man frönt dem WWW = Wirtschaft, Wohlstand, Wachstum.
Das Gedeihen der Großstrukturen wird mit Wohlstand gleichgesetzt.
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Es gibt kein Denken an in den Orten integrierte Wirtschaft. Landwirtschaft 
als Wirtschaft schon gar nicht.
Es zählen nur Konzerne und Industrie als Wirtschaft. Obwohl diese erpicht 

→sind, die Gewinne runter zu rechnen  geringe Steuer.

Als da sind:
- die Rioerklärung und Agenda 21 aus der UN-Konferenz 1992 für Umwelt- 
und Entwicklung
- die 17 Nachhaltigkeitsziele für 2030
.- BauGB, GG. Seit 1992 sind verstärkt Nachhaltigkeit und Flächenschutz 
eingeflossen 
Schutzgüter haben Rechtsverbindlichkeit erlangt.
→  Verpflichtung zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in Art 

20aGG

Die Ignoranz des Dröhnens gegen die Natur für das Kapital kommt zurück 
(Auch hier Katastrophen)

Folie 7
Kretschmann machte auch die Ansiedlung der Brennstoffzellenfabrik in 
Weilheim zur Chefsache. 
Dazu von der BI Rosenloh im Faktencheck eine Darstellung über Prognosen 
des verfügbaren Fachkräfteangeobts. ==> sinkt
deckt sich mit Meldungen: 
- IHK Region Stuttgart rechnet bis 2035 mit einem Fachkräftemangel in Höhe
860.000 Personen.
- IHK Heilbronn sieht für den gleichen Zeitraum nochmal eine Lücke von 
78.000.

→Statt zu sagen: Wir haben nun genug Wirtschaft  noch mehr mit Forderung 
Wohnumfeld für neue Arbeitskräfte schaffen. Bauoffensiven

Folie 8
Antwort: The Länd, Start Okt 2021 
Die Kampagne The LÄND ist

- Kontraproduktiv zur nachhaltigen Entwicklung

- dient der weiteren egoistischen Hochmütigkeit des Landes

- Die Kampagne baut darauf, dass Menschen aus anderen Regionen 

entwurzelt werden, nur damit die Wirtschaftsentwicklung weiter am 
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Fachkräftemangel vorbeigehen kann und Baden-Württemberg immer 

stärker wird.

Folge ist eine „lose-lose“ – Situation:

Andere Regionen verlieren qualifizierte Arbeitskräfte, Städte und Dörfer 

bluten aus

In den Boomregionen steigen hingegen Wohnraumdruck und 

Verkehrsüberlastung

Oasen werden für das Wachstumsdogma zugebaut, so wie hier für einen 

neuen „Öko“-Stadtteil vor Freiburg auf 110 Hektar in gut strukturierter 

Landschaft mit Wiesen, Äckern, Wald, Gartenland

Illusion Lösung Wohnraumknappheit
„Wir wachsen, weil andere schrumpfen“

Folie 9:
Ergebnis
6,2 ha täglicher Flächenfraß im Land. Gleiches Niveau wie zum Amtsantritt 
des grünen  MPs 2011

Folie 10
Wir brauchen also eine andere Regionalpolitik

==> Antrag G10
Sozial gerechte Regionalplanung mit dezentraler Wirtschaft und Bildung, 
rechtlicher und finanzieller Lenkung

Einbringung LPT Okt21, nun Grundlage Politischer Arbeiten

Der Aufbau

In den ersten Abschnitten 1,2,3 und 4 wird die Problematik der aktuellen 
falschen Regionalplanung skizziert.
Ab den Abschnitten 5 werden unsere Lösungen und Forderungen 
dargestellt.
Das uralte Konzept der kompakten Siedlungsstrukturen mit all ihren 
Vorteilen  wurde für den Ausbau des Verkehrs, die funktionale Stadt 
verlassen. Die Wettbewerbsdoktrin und Kapitalinteressen bestimmen die 
Raumordnung. Es gibt viele Verlierer. Der Antrag setzt auf das Bekenntnis 
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zur solidarischen regionalen Strukturpolitik, ganz im Sinne der LINKE mit 
dem sozial-ökologischen Umbau.

Abschnitt 1
benennt die falsche Regional- und Bodenpolitik im Land, eine Politik welche 
die Konzentration der Investitionen in die Wachstumsregionen laufen lässt.

Immer mehr Wirtschaft und Kapital kommt nach Baden-Württemberg, 
wächst dort

Boomregionen = Produktivitätscluster, Investitionen ziehen noch mehr 

Investitionen an 

==> Das Abwandern der Menschen in die Boomregionen ist eine wohnungs- 

und regionalpolitische „lose-lose“ – Situation:

- ! Verlustregionen in Deutschland und Europa.

- Ausbluten, Verlust Talente und Überalterung mit Abwanderung

In Ba-Wü: - Wohnraumdruck, Verkehrsüberlastung, Druck auf 

Erholungsräume

- Verlust Ressource Boden

- mit dem Mangel werden Wohnungsbau und Wohnraum noch teurer

Wenn die Wohnraumnot nicht an der Wurzel – dem hemmungslosen Ausbau 

der Produktivitätscluster – angepackt wird sind alle Rufe nach mehr Bauen 

und nach billigerem Bauen ein politischer Holzweg und ignorieren die 

Grenzen des Bauens.

Arbeit zu den Menschen bringen und nicht die Menschen zur Arbeit

Folie 11
Abschnitt 2
Infolge dieser Regionalentwicklung mit sich ausdehnenden 
Metropolregionen wachsen Zahl der Pendler und zurückgelegte Kilometer. 
Viele Regionen in Ba-Wü sind zu, der Verkehr kollabiert. 
Abschnitt 2 spricht sich für eine polyzentrische Siedlungsstruktur mit nicht 
zu großen und nicht zu kleinen Städten aus, wo kurze Wege möglich sind, 
Straßen nicht verstopft, Wohnbevölkerung und 
Arbeitsplätze in Balance sind.
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Abschnitt 3
Stellt die Verbindung zur Zunahme von Arbeitslosigkeit und Armut in der 
Eurozone als Folge des Auseinanderlebens der Regionen [= der regionalen 
Divergenz?? Divergenz ist erklärungsbedrüftig] her. Dazu gehört auch 
öffentliche Armut. Die Bilanz der aktuellen Regionalpolitik ist schlecht und 
resultiert aus den Ursachen:
- wettbewerbsorientierte Kommunal- und Regionalpolitik
- staatliche Sparpolitik
- Rückzug des Staates aus der Daseinsvorsorge
Die Marktkonforme Kommunalpolitik ist dabei ein wesentlicher Punkt. 

Dazu gibt es Abschnitt 4 „Marktkonforme Kommunalpolitik.
Gefördert wird nur, um im „Hilfe“ im Wettbewerb zu leisten. Also Hilfe zur 
Wettbewerbsfähigkeit mit der Kommunen in Standortkonkurrenz getrieben 
werden. Denn mit dieser Ideologie der Marktdominanz ist das Totsparen 
legitim für die neoliberale Politik. Mit der Abhängigkeit von Finanzquellen 
aus der Wirtschaft muss sich Kommunalpolitik den Gewinninteressen 
unterordnen.
→ Wo wir wieder bei den Clustereffekten wären. Man sieht die hässliche 
Auswirkung: Baden-Württemberg und Bayern hinken dem Zielen beim 
Flächensparen hinterher.

Folie 12

Wir brauchen also eine solidarische Regionalpolitik durch 
Investitionslenkung, weg vom Wettbewerbsgedanken. Aber nicht mit dem 
althergebrachten Rezept der Subventionen
Abschnitt 5, 5.1
Wir stellen uns in 5.1 eine negative Investitionslenkung dahingehend vor, 
dass Investitionen in Boomregionen verteuert und begrenzt werden. 
a) einfach kostenlos mit strafferer Anwendung übergeordneter Normen vom
Baugesetzbuch, Raumordnungsgesetz, Artikel 20a Grundgesetz. 
Festschreiben eines Null-Flächen-Wachstums.
Artikel 20a GG zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen für künftige 
Generationen erlangte bekanntermaßen 2021 mit dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts mit Verpflichtung Deutschlands zum 
internationalen Beitrag beim Klimaschutz große Bekanntheit.
Und b) mit Erhöhung der Gewerbesteuern für die Boomzentren. Und zwar in 
solcher Höhe, dass sie Lenkungswirkung entfalten.
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Die Steuersätze werden also an die Arbeitslosenquote gekoppelt, niedrige 
Steuern bei hoher Quote. Transfer zu den Verliererregionen. So wird ein 
fühlbares Gegengewicht zur Anziehungskraft der Cluster geschaffen.

Zusätzlich sollen die Einnahmen der Gemeinden unabhängiger von 
Unternehmen und Konjunktur gemacht werden, die Gemeinden aus dem 
Wettbewerbsdruck entlassen werden. Dazu           will die LINKE (BTW-
Programm Seite 87) die Gewerbesteuer zur Gemeindewirtschaftssteuer 
entwickeln. Alles was wirtschaftet soll einbezogen werden: Mieten, freie 
Berufe.

Folie 13

Abschnitt 5.2
Wir entfernen uns in Abschnitt 5.2 zudem von der größeren Lösung einer 
Großansiedlung wie etwas TESLA in Brandenburg, Loslösung von der 
Abhängigkeit von Platzhirschen ist die Devise.

Wir setzen auf regionale Wirtschaftskreisläufe. Ausgangspunkt dafür kann 
eine dezentrale Energiewirtschaft sein. Mit
- Produktionsnetzen drum herum
- Förderung demokratischer öffentlicher und genossenschaftlicher 
Eigentumsformen, hin zu einer nicht kapitalistischen Wirtschaftsweise.
- kleinere flächige Wirtschaft bei Verteuerung Transportkosten. 
Verflechtungen im Mikrokosmos mit Kleinstrukturen, mittelständigen 
Betrieben, Vielzahl von Existenzen, Integration von Betrieben in den Orten, 
Verzahnung mit der Landwirtschaft. Statt durchrationalisierter Arbeit und 
Schichtarbeit in wenigen Großunternehmen.

Ebenso wie die Wirtschaft gehört auch die Wissenschaft + Forschung 
dezentralisiert und in den abgehängten Regionen aufgebaut.
Da sind wir schon in Abschnitt 5.3 zu Maßnahmen gegen die Euro-Banane.

Abschnitt 6
Gegen die schlechte Bilanz falscher Regionalpolitik wollen wir die Garantie 
einer ausreichenden Daseinsvorsorge für jeden Ort, keine Unverbindlichkeit, 
keine Marktabhängigkeit. Mit passendem Zentrenkonzept. Beseitigung des 
Spardiktats zu Sicherung der Daseinsvorsorge. 

Folie 14
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Abschnitt 7 -  Zusammenarbeit von Kommunen, Planungsverbänden 

Ländern

Wirtschaft und Konzerne haben kein Interesse an ausgleichender 

Regionalpolitik. Investieren wo beliebt

→(  Clusterbildung), nicht wo nötig. Voraussetzung einer alternativen 

Kommunal- und Regionalpolitik:

Aufgabe des Wettbewerbs-Konzepts. Denn sonst:

Wirtschaft diktiert das Geschehen und Konditionen bei Planung neuer 

Gewerbegebiete.

Damit Kommunale Sebstverwaltung, Bürgerbeteiligung ausgehebelt.

(Wobei die keine Narrenfreiheit hat, sondern vom Rahmen der Gesetze 

begrenzt ist,

also keine end- und maßlose Durchsetzung kommunaler 

Bauleitplanung wider die rechtsverbindlichen Schutzgüter. Kommunen 

planen gerne in den Außenbereich und halten dann die kommunale 

Selbstverwaltung als Schild wenn von oben und der Seite Flächensparen, 

gar 0-Hektar-Ziel gefordert wird)

Mit alternativer Regionalpolitik: Freiraum für Planungsverbände bei 

Umsetzung gemeinsamer Ziele, setzen von Standards.

→Abschnitt 7.1 - Mehr Demokratie muss auch in die Industrie  

Forderungen aus dem BTW-Programm 2021 Seite 59,

- Kontrolle finanzieller Förderung von Forschung, regionale 

Industriestruktur durch regionale Wirtschafts- und Transformationsräte. 

(= Umwelt- und Sozialverbände, Gewerkschaften, 

Landesregierung, Unternehmen mit gleichem Stimmrecht)

- Plädoyer für öffentliche und genossenschaftliche Eigentumsformen 

→ nichtkapitalistische Wirtschaft

- ökologische Lenkung von Förderungen, Verteilung der Förderung im Sinne 

einer gerechten Raumordnung (wirtschaftlich abgehängte Regionen. 

Einrichtung sozialökologische Wirtschaftskammer
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Folie 15

7.2 EU-Wettbewerbsrecht 

Problem: EU-Recht dient Interessen der Wirtschaftskonzerne + 

wettbewerbsorientiert

(Grundlagenverträge, Vertrag über Europäische Union, Lissabon-Vertrag, 

Vertrag über die Arbeitsweise der EU)

Die angedachte Regionalentwicklung, Schaffung von Wertschöpfungsketten 

darf davon nicht ausgebremst werden

(Ausschreibungsrecht vs

Förderung lokaler und regionaler Kleine und Mittlere Unternehmen = KMU)

 - Beihilfen müssen für KMU zwecks wirksame Mittelstandspolitik für 

Arbeit+Umwelt in strukturschwachen Regionen möglich sein

- Selbstbestimmung der Reichweite von Ausschreibungen

Fernziel Neustart der EU mit Abschaffung des eine lokale und regionale 

Struktur- Investitionspolitik behindernden restriktiven Regelwerks
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Folie 16

Beschluss des Bundesausschusses 20.11.2022 als Grundlinien politischer 

Arbeit

• DIE LINKE setzt sich dafür ein, dass Boden als Gemeingut, nicht als 

Ware behandelt wird.

• DIE LINKE widersetzt sich dem Wettlauf der Kommunen und orientiert 

ihre Regionalpolitik an den Grundlinien einer solidarischen, linken 

Investitionslenkung, die Wirtschaftskreisläufe regional in 

Planungsverbünden verzahnt, um Ressourcenverbrauch zu reduzieren.

Das Ziel ist immer, die Arbeit zu den Menschen zu bringen und nicht 

die Menschen zur Arbeit.

• DIE LINKE setzt sich im Rahmen eines Raumordnungsgesetzes (es gibt

RoG) für ein bilanziertes Null-Flächen-Wachstum mit einer negativen 

Subventionierung für Ballungszentren ein.

• DIE LINKE entwickelt eine aktive Regionalpolitik, die ein fühlbares 

Gegengewicht gegen die Anziehungskraft der städtischen "Cluster" ist. 

Sie setzt auf effektive Wachstumsbremsen für die überhitzten 

Metropolregionen statt auf kontraproduktive Bauoffensiven.

• DIE LINKE will das Verkehrswachstum bremsen und Ressourcen von 

der Verkehrsentwicklung in die Regionalentwicklung lenken. Hierzu 

setzt sie sich für eine verbindliche Sicherung von Angeboten der 

Daseinsvorsorge und einer erweiterten, verbindlichen, demokratischen

Mitsprache bei der Regionalentwicklung ein.

• DIE LINKE setzt sich für eine solide Finanzierung aller Kommunen ein 

und widersetzt sich der Konkurrenz um Gewerbesteuereinnahmen und

Firmenansiedlungen. Die Gewerbesteuer ist nach Höhe und 

Abschreibungsfähigkeit so zu verändern, dass sie mit der 

Beschäftigungsquote steigt und ein stärkerer Finanzausgleich 

zwischen Boomzonen und ärmeren Regionen erfolgt.

Seite 13


